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Zur Invasion freigegeben

Der Ausverkauf

Libanon: Zwei Wochen nach Explosion in Beirut wird um neue Regierung gefeilscht. 
Offene ausländische Einmischung vertieft Gräben. Von Karin Leukefeld

Krise im Libanon: Westliche Staaten frohlocken, Führung zu schwach für Gegenwehr

Erst im Januar 2020 war – als Ant-
wort auf die Straßenproteste  – 
die Technokratenregierung des 

Ingenieurs und ehemaligen Hochschul-
professors Hassan Diab im Libanon ver-
eidigt worden. Eine Woche nach den Ex-
plosionen in der Hauptstadt Beirut trat 
diese Regierung am 10. August zurück. 
Diab, der keine Partei und keine der 
alteingesessenen Machtstrukturen des 
Zedernstaates hinter sich hat, kündigte 
Neuwahlen an. Laut Verfassung bleibt 
das Kabinett bis zur Bildung einer Über-
gangsregierung oder Neuwahlen kom-
missarisch im Amt. Wann es allerdings 
zu letzteren kommen wird, ist unklar.

Die »Straße« hat bereits deutlich ge-
macht, dass ihr ein Rücktritt der Regie-
rung nicht ausreicht. Das ganze »Re-
gime« müsse gestürzt werden, so die 
Forderung, es gehe um nicht weniger 
als um eine »Revolution«. »Wir haben 
nicht eine Straße, wir haben 100 Stra-
ßen«, kritisierte Sofia Sadeh, emeritierte 
Professorin für Moderne Geschichte des 
Mittleren Ostens, am 13. August im Ge-
spräch mit jW. »Sie mögen sich einig da-
rin sein, was sie nicht wollen. Aber wenn 
es darum geht, was sie wollen, haben sie 
alle andere Vorstellungen.« Das Aus-
land nutze die Straßenproteste, um die 
eigenen Interessen im Libanon durchzu-
setzen, so Sadeh. Nach der Explosion im 
Hafen von Beirut sei das Land für eine 
internationale Invasion freigegeben. 
Frankreich, Deutschland und die USA 
forderten »Reformen«, bevor man Hil-
fen der internationalen Finanzagenturen 
zustimmen werde. Konkretisiert würden 
die Forderungen jedoch nicht, und es 
herrsche Uneinigkeit darüber, mit wem 
diese »Reformen« überhaupt umgesetzt 
werden könnten.

Als erster war der französische Präsi-
dent Emmanuel Macron am 5. August 
in Beirut eingeflogen und forderte eine 
»Regierung der nationalen Einheit«. In-
nerhalb von 24 Stunden hatten Libane-
sen mehr als 50.000 Unterschriften ge-
sammelt, um den Libanon wieder unter 
ein »französisches Mandat« zu stellen. 
Macron versprach Hilfe, verteilte Küss-
chen und Umarmungen. Zunächst er-
klärte er allerdings, alle politischen 
Kräfte müssten einbezogen werden, ein-
schließlich der Hisbollah. Inzwischen 
änderte Macron seine Meinung und for-

dert – wie auch die USA – eine Regie-
rung, »auf die alle sich einigen können«. 
Das allerdings gilt im Libanon als Re-
zept zum Stillstand.

Unterstützung durch Iran
Vergangenen Freitag traf nach Macron 
auch die französische Verteidigungs-
ministerin Florence Parly in Beirut 
ein. Zufälligerweise nahm sie – so die 
Tageszeitung Al-Akhbar – an einem 
Empfang teil, den auch der iranische 
Außenminister Mohammed Dscha-
wad Sarif besuchte. Parly habe über 
Reformen und eine schnelle Regie-
rungsbildung gesprochen, während 
Sarif erklärt habe, der Iran werde die 
medizinische Versorgung im Libanon 
unterstützen, Benzin und Öl liefern, 
damit die Stromversorgung verbessert 
werden könne. Zudem werde man dem 
Land Glas liefern, um die zerstörten 
Gebäude reparieren zu können.

Nicht überliefert, aber möglich ist 
auch, dass die beiden Politiker über die 
am Tag zuvor vor der Küste Venezue-
las von den USA gekaperten Öltanker 
sprachen, über die Lage in Syrien oder 
über die Zukunft der UNIFIL-Mission 

im Libanon und die Rolle der libanesi-
schen Hisbollah. Über eine Verlänge-
rung des Mandats wird Ende August 
im UN-Sicherheitsrat entschieden. 
Israel, das kürzlich zwölf Botschafter 
des UN-Sicherheitsrates an die Grenze 
zum Libanon brachte, um zu zeigen, 
wie sehr Israel von der Hisbollah be-
droht werde, will eine Verschärfung 
des UNIFIL-Mandats oder dessen En-
de erreichen.

Auch Deutschland, das kurz nach 
Macron Außenminister Heiko Maas 
(SPD) nach Beirut geschickt hatte, for-
dert »Reformen« im Libanon, ohne die-
se konkret zu benennen. Viel Geld aus 
Berlin fließt in die sogenannte Zivilge-
sellschaft, was nach allen Erfahrungen 
aus Kriegs- und Krisengebieten Kor-
ruption eher fördert denn stoppt. Auch 
den Straßenprotesten wird in Deutsch-
land politisch, medial und finanziell der 
Rücken gestärkt, Erstürmung von Mi-
nisterien und symbolische Galgen für 
Politiker inbegriffen.

Nach Maas hinterließ schließlich Da-
vid Hale, der ehemalige US-Botschaf-
ter im Libanon, in Beirut seine Spuren 
im Staub der Ruinen. »Ich bin bei Ih-
nen. Ich stehe an ihrer Seite, ebenso 

wie meine Regierung und das amerika-
nische Volk«, erklärte der US-Politiker 
bei einem Rundgang durch den Stadtteil 
Gemmayze, der schwer zerstört wurde.

Gegen Hisbollah
Hale, der jetzt Staatssekretär für poli-
tische Angelegenheiten im US-Außen-
ministerium ist, schlug vor, Nawas 
Salam, den langjährigen libanesischen 
Botschafter bei den Vereinten Nationen, 
zum neuen Ministerpräsidenten zu ma-
chen. Auf keinen Fall solle nach An-
sicht der US-Administration die Hisbol-
lah noch irgendeine Rolle in der Politik 
spielen. Die Organisation wird von den 
USA, Israel, Deutschland und Saudi-
Arabien beschuldigt, den Libanon zu 
einem iranischen Außenposten gemacht 
zu haben. Die politische Rolle der His-
bollah im Land wird ignoriert. Hale 
kündigte an, dass »auf Einladung des 
Libanon« das FBI in Beirut landen wer-
de, um libanesische und ausländische 
Ermittler zu »unterstützen«. Das FBI ist 
die zentrale Ermittlungsbehörde der US-
Regierung, in der Strafverfolgung und 
Inlandsgeheimdienst zusammengefasst 
sind. Auch eine Art von Besatzung.

Einig scheinen sich Frankreich, 
Deutschland und die USA da-
rin zu sein, den amtierenden 

Präsidenten Michel Aoun austauschen 
oder zumindest so sehr einschüchtern zu 
wollen, dass er sich der von den westli-
chen Staaten geplanten Übernahme des 
Libanon nicht in den Weg stellt. Aoun 
erscheint vor allem den USA als »Mann 
des Iran«, weil er nicht nur mit dem sy-
rischen Präsidenten Baschar Al-Assad, 
sondern auch mit dem politischen Bünd-
nis um die Hisbollah kooperiert, das bei 
den Parlamentswahlen 2018 einen deut-
lichen Sieg verbuchen konnte. Die His-
bollah wird vom Iran unterstützt und ist 
– zur eigenen Absicherung – an einem 
politischen Ausgleich mit den anderen 
Parteien, Konfessionen und Gruppen 
des Libanon interessiert. Um den in-
nerlibanesischen Frieden zu bewahren, 

wurde Saad Hariri trotz starker Verluste 
seiner Partei Zukunftsbewegung (Al-
Mustakbal) bei den Wahlen 2018 von al-
len Parlamentsabgeordneten erneut zum 
Ministerpräsidenten gewählt.

Doch als bei den heftigen Straßenpro-
testen gegen die wirtschaftliche Krise 
des Landes im Herbst 2019 der Rücktritt 
der Regierung gefordert wurde, folgte 
Hariri und vermachte Korruption, Vet-
ternwirtschaft und alle Probleme des 
Landes – einschließlich der mörderi-
schen Fracht, die am 4. August im Hafen 
von Beirut explodierte – dem glücklosen 
Hassan Diab.

Frankreich, Deutschland und die 
USA scheinen sich zudem einig darin 
zu sein, internationale Finanzagenturen 
wie den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) und die Weltbank in den Liba-
non zu schicken, um die Steuerung der 

Wirtschaft und damit die Kontrolle des 
Landes zu übernehmen. Den Europäern 
und auch den USA fehlt es aktuell an 
Geld, um den Wiederaufbau von Bei-
rut – insbesondere des Hafens und der 
Stromversorgung – und die zukünftige 
Exploration von Gas im östlichen Mit-
telmeer selber zu finanzieren.

IWF und Weltbank haben bekannt-
lich strikte Kriterien, wonach staatliche 
Firmen und Organisationen, die real 
noch Geld einbringen, privatisiert und 
öffentliche Subventionen eingestellt 
werden müssen. Für die Bevölkerung 
betroffener Länder bedeuten IWF-Pro-
gramme noch immer Arbeitslosigkeit, 
Armut und Hunger. Von der Regierung 
Diab vorgelegte Pläne waren aus den 
eigenen Reihen – nicht zuletzt vom Gou-
verneur der libanesischen Zentralbank, 
Riad Salameh – torpediert worden. Sa-

lameh weigerte sich, Anordnungen der 
Regierung, Korruption in den Banken 
zu untersuchen, nachzukommen und 
erhielt demonstrativ Unterstützung von 
der US-Botschaft in Beirut.

Der Notenbanker gehört zum Urge-
stein der politischen Elite im Libanon. 
Seine Karriere ist beispielhaft für die 
Verquickung des Landes in die inter-
nationale Finanz- und Bankenwelt. Bis 
der Ökonom 1993 die Leitung der liba-
nesischen Zentralbank übernahm, war 
er Vizepräsident beim US-Kreditinstitut 
Merrill Lynch und zuständig für Invest-
ment bei der Bank of America. Zudem 
ist er Mitglied sowohl im Gouverneurs-
rat des IWF als auch im Arabischen 
Währungsfonds.

Nach der verheerenden Verwüstung 
des Hafens und weiter Teile Beiruts 
und ohne eine Regierung fehlen dem 

Libanon die Kraft und das Geld, die 
westlichen Pläne zu stoppen oder zu 
beeinflussen. Konkret geht es um die 
staatliche Elektrizitätsgesellschaft, die 
Deutschland gern von der Firma Sie-
mens runderneuern lassen möchte. Es 
geht um die staatliche Telefongesell-
schaft Ogero, das Casino du Liban und 
die libanesische Fluglinie MEA (Middle 
East Airlines). Hafen und Flughafen we-
cken bei vielen Begehrlichkeiten, Frank-
reich macht sich für den Wiederaufbau 
des Hafens von Beirut bereit. Die USA 
wollen eigene Firmen bei der Explora-
tion von Gas im östlichen Mittelmeer 
plazieren, wenn nicht über den Libanon, 
dann über Israel, das mit Beirut über die 
Grenze zwischen den Gasfeldern strei-
tet. In der Krise soll also das Tafelsilber 
des Zedernstaates ausgeliefert werden.
� Karin Leukefeld

Bundesaußenminister (l.) im Einklang mit westlichen Kollegen: Der Libanon bedarf dringender »Reformen« (Beirut, 12. 8.)
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Hintergrund  
Abwarten 
Während westliche Staaten den 

Druck auf Libanon erhöhen, ver-

halten sich die östlichen Partner 

Beiruts auffällig ruhig. Russland, 

China und Iran haben Hilfe an-

geboten und geliefert und warten 

ab, wie der westliche Hahnen-

kampf weitergeht.

Die Interessen Teherans lie-

gen in der Stärkung des Landes 

gegenüber westlicher Einfluss-

nahme und israelischen Interes-

sen. Gestärkt wird der Iran durch 

die enge Kooperation mit China. 

Beide Länder bereiten ein rund 

400 Milliarden schweres Han-

dels- und Sicherheitsabkommen 

mit einer Laufzeit über 25 Jahre 

vor. Anfang des Jahres führten 

Iran, China und Russland erst-

mals ein gemeinsames Manöver 

im Indischen Ozean durch. Iran 

und die Levante, die östliche 

Mittelmeerregion spielen in den 

wirtschaftlichen Plänen Beijings 

eine zentrale Rolle für das Projekt 

»Neue Seidenstraße«. Die Häfen 

der Levante, auch Beirut, sind 

dafür vorgesehen. Anfang Juli bot 

eine chinesische Wirtschafts-

delegation dem libanesischen 

Premier Diab Unterstützung bei 

der Erneuerung der Stromver-

sorgung und dem Ausbau der 

öffentlichen Infrastruktur an. Das 

gesamte Paket im Wert von rund 

zwölf Milliarden US-Dollar soll 

von Beijing finanziert und später 

ab Inbetriebnahme mit langer 

Laufzeit zurückgezahlt werden.

Russland ist weniger zah-

lungskräftig als China und ver-

ortet seine Interessen zunächst 

auch in Syrien – in eindeutiger 

Allianz mit dem Iran und China. 

Moskau sieht im Auftreten der 

USA und der EU in der Region 

perspektivisch eine Erhöhung der 

Kriegsgefahr und damit eine Be-

drohung Russlands. Daher legte 

Moskau im Sommer 2019 einen 

Sicherheitsplan für die Golf-

region vor. Das nun vom Weißen 

Haus präsentierte Abkommen 

zwischen Israel und den Vereinig-

ten Arabischen Emiraten folgt 

nach Ansicht der israelischen 

Regierung einer neuen »Doktrin« 

für die Nahostregion: »Teile und 

herrsche« – das Gegenteil von 

dem, was Moskau vorgeschlagen 

hat.
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